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Kindesvermögen, Inventar und Erziehungsbeistandschaft
Sachverhalt

Im August 09 habe ich die Erziehungsbeistandschaft (Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB) für eine Jugendliche übernommen, welche im März 2010 volljährig wurde. Ich wurde u.a. auch damit beauftragt, ihr Einkommen und Vermögen zu verwalten. Mir ist mittlerweile bekannt, dass ich mit der obigen Massnahme die Einkommens- und Vermögensverwaltung gar nicht hätte führen können. Dieser Auftrag bringt es mit sich, dass ich auch ein Anfangsinventar erstellen muss. Die Jugendliche hat im August 09 eine Lehrstelle angetreten. Ihre Einkünfte sind der Lehrlingslohn und die Kinderrenten der IV und PK. 

Im November 2009 stellte ich den Eltern das Inventar zur Unterzeichnung zu. Sie unterschrieben es nicht, weil sie mit der Höhe des Kindesvermögens nicht einverstanden waren. 

Es gibt 2 verschiedene (Spar)Konti, lautend auf den Namen der Tochter, von denen die Eltern im Sommer 09 gesagt haben, dies seien Ersparnisse der Tochter, mind. CHF 10'000.-. Schlussendlich sagten sie Ende Januar 2010 an einer Sitzung mit der VB, die Tochter hätte sie bereits so viel gekostet, sie hätte keinen Anspruch auf dieses Vermögen. Die Beziehung der Tochter zu den Eltern ist gespannt, v.a. zur Mutter, welche auch die Finanzen der Familie verwaltet. Die Tochter lebt nicht mehr bei den Eltern. Sie war von Aug. 08 – Juli 09 in einer Pflegefamilie. Die Eltern haben die Beistandschaft für ihre Tochter gewünscht. 

Fragen 

1. Hat ein Kind einen „Anspruch“ auf die Ersparnisse, welche die Eltern zu diesem Zweck zurückgelegt haben? 
2. Unter welchen Bedingungen können die Eltern dies dem Kind verweigern? 
3. Wie finde ich zum Wohl des Kindes einen Kompromiss mit den Eltern?
4.  Wie erstelle ich das Inventar? Die VB ist hier auch ratlos. 

Erwägungen
1. Das Kindesvermögen umfasst alle dem Kinde zustehenden vermögenswerten Rechte. Die Eltern haben, solange ihnen die elterliche Sorge zusteht, resp. keine Beschränkung derselben besteht, das Recht und die Pflicht, das Kindesvermögen zu verwalten (Art. 318 Abs. 1 ZGB)(Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, Rz. 28.02 ff.). 
2. Die Eltern dürfen gemäss Art. 319 ZGB die Erträge(insb. die Zinsen) des Kindesvermögens für Unterhalt, Erziehung und Ausbildung des Kindes und, soweit es der Billigkeit entspricht, auch für die Bedürfnisse des Haushaltes verwenden. Die ausserordentliche Beteiligung an den Bedürfnissen des (gemeinsamen) Haushaltes ist ausnahmsweise dann gegeben, wenn ein erhebliches Ungleichgewicht der Leistungsfähigkeit von Eltern und Kind besteht oder als solidarische Abgeltung für die im Bereich der persönlichen Betreuung entstehenden Auslagen, insb. der Fremdbetreuung (BSK ZGB I-Breitschmid,  Art. 319 ZGB N 3 ff.). Gemäss Art. 321 ZGB dürfen Eltern sodann die Erträge des Kindesvermögens dann nicht verbrauchen, wenn es dem Kind mit dieser ausdrücklichen Auflage oder unter der Bestimmung zinstragender Anlage oder als Spargeld zugewendet wurde. 
3. Abfindungen (Art. 288 ZGB), Schadenersatz (Art. 41 OR) und ähnliche Leistungen in Teilbeträgen gemäss Art. 320 Abs. 1 ZGB dürfen die Eltern entsprechend den laufenden Bedürfnissen für den Unterhalt des Kindes verbrauchen, da diese Leistungen Unterhaltsersatzfunktion haben. Gemeint sind Kapitalzahlungen, die unmittelbar oder mittelbar zur Deckung des Unterhaltes des Kindes und damit für den Verbrauch bestimmt sind. Dasselbe gilt für Unterhaltsbeiträge, Kinderzulagen, Sozialversicherungsrenten und ähnlichen Periodischen Leistungen, die Unterhaltsfunktion haben (Hegnauer, Rz. 28.07).
4. Das übrige Kindesvermögen darf sodann nur mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 320 Abs. 2 ZGB dann angezehrt werden, wenn die Kosten des Unterhaltes, der Erziehung oder der Ausbildung eine Anzehrung als notwendig erscheinen lassen. 

5. Die Eltern haben sodann mit Ende der elterlichen Sorge das Kindesvermögen aufgrund einer Abrechnung an das mündige Kind herauszugeben. Sie haften gleich einem Beauftragten gemäss Art. 398 f. OR (Art. 329 f. ZGB). 
6. Die Unterhaltspflicht der Eltern für ihre Kinder umfasst gemäss Art. 276 ZGB die Kosten von Erziehung, Ausbildung und Kindesschutzmassnahmen. Es geht um die existenziellen Grundbedürfnisse je nach den wirtschaftlichen Gegebenheiten, dem Alter, den Interessen und Anlagen des Kindes (BSK ZGB I-Breitschmid, Art. 276 N 20 ff.). Die Unterhaltspflicht dauert in jedem Falle bis zur Mündigkeit; hat das Kind bis dann keine angemessene Ausbildung und ist es für die Eltern zumutbar, so haben diese weiterhin gemäss Art. 277 Abs. 2 ZGB für seinen Unterhalt aufzukommen, bis eine entsprechende Ausbildung ordentlicherweise abgeschlossen ist. 

· Eine Erziehungsbeistandschaft gemäss Art. 308 ZGB findet in Bezug auf ihre Aufgabenbereiche dort ihre Grenzen, wo eine andere gesetzliche Massnahme in Bezug auf Ausmass oder Wirkung vorgesehen ist. So ist die Beschränkung der elterlichen Vermögensverwaltungsbefugnisse über Art. 308 Abs. 3 ZGB unzulässig und müsste mit Art. 325 ZGB erfolgen (aussschliessliche Kompetenz des Beistandes/der Beiständin; Biderbost, die Erziehungsbeistandschaft (Art. 308 ZGB), S. 380; Hegnauer in ZVW 2/1995, S. 47 ff.). Demgegenüber ist es – sofern erforderlich – -meines Erachtens (a maiori ad minus) möglich, im Rahmen von Art. 308 Abs. 2 ZGB dem Beistand/der Beiständin die Verwaltung von Einkommen und Vermögen zu übertragen (in diese Richtung auch: Biderbost, S. 338 f. mit Verweis auf die Expertenkommission zur Revision sowie S. 62, S. 298, S. 369 Fn 30,S. 380). Der Beistand/der Beiständin hätte dann im Rahmen der übertragenen Aufgaben  dieselben  Kompetenzen wie die Eltern (sog. konkurrierende Kompetenz); die Eltern wären nicht in ihrer elterlichen Sorge eingeschränkt. Voraussetzung für die Anordnung einer solchen Massnahme ist deshalb, dass die Eltern die Handlungen des Beistandes/der Beiständin nicht durchkreuzen oder vereiteln. 
Die Stufenfolge der Kindesschutzmassnahmen in Bezug auf das Kindesvermögen sieht somit (unter Ausklammerung von Art. 318 Abs. 2 und 3 ZGB, die nur für den alleinigen Inhaber der elterlichen Sorge gilt) wie folgt aus: 
a. Art. 308 Abs. 1 ZGB: Generalauftrag ohne Vertretungsbefugnis zur Unterstützung der Eltern

b. Art. 308 Abs. 2 ZGB mit Auftrag zur Vermögensverwaltung ohne Beschränkung der elterlichen Sorge und mit konkurrierender Vertretungsbefugnis/Kompetenz.

c. Art. 324 ZGB Weisungen zur Verwaltung

d. Art. 325 ZGB Entzug der Vermögensverwaltungsbefugnis und ausschliessliche Vertretungsbefugnis/Kompetenz des Beistandes/der Beiständin.

Beantwortung der Fragen:
Beantwortung der Frage 1: 
Ja, die Eltern haben das Kindesvermögen gemäss den Grundsätzen einer getreuen und sorgfältigen Geschäftsführung zu verwalten, die Ersparnisse, die ins Kindesvermögen gefallen sind, dem Kind bei Mündigkeit herauszugeben und haften für die Vermögensverwaltung gemäss Art. 327 ZGB.
Beantwortung der Frage 2/3:
Die Eltern haben grundsätzlich bis zur Mündigkeit, resp. bis zum ordentlichen Ausbildungsabschluss für den Unterhalt des Kindes aufzukommen. 
Die laufende Rente kann für den Unterhalt verwendet werden, da diese Unterhaltsersatzfunktion hat. Zudem können noch allfällig bestehende offene Rechnungen mit früheren Renten beglichen werden, sofern diese Unterhaltsersatzfunktion haben und die Renten nicht bereits anderweitig verwendet wurden. Demgegenüber wird der Lehrlingslohn vom Kind selber verwaltet, wobei es einen angemessenen Beitrag gemäss Art. 323 ZGB an die häusliche Gemeinschaft zu leisten hat. Davon abgesehen können m.E. die Eltern bei Mündigkeit das Kindesvermögen nicht zurückhalten und sind verpflichtet, dieses herauszugeben. 
Beantwortung der Frage 4:
Das Inventar ist bei einer Einkommens-, resp. Vermögensverwaltung gemäss Art. 398 ZGB zu erstellen (BSK ZGB I-Guler, Art. 398 ZGB N 1, 3). Da vorliegend eine Erziehungsbeistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB, also ohne Begrenzung der elterlichen Sorge angeordnet wurde, sind zusätzlich die Eltern für die Inventaraufnahme beizuziehen. Wirken diese jedoch nicht mit, kann die Beiständin/der Beistand nach bestem Wissen und Gewissen das Inventar alleine, resp. zusammen mit einem/-r Vertreter/-in der Vormundschaftsbehörde erstellen. Die Stellungnahme der Eltern ist dann im Rahmen des rechtlichen Gehörs zur vorgesehenen Inventarisierung einzuholen. 
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